
Insoweit ist der Einschätzung des Bezirksgerichts über 
die nicht ausreichenden Entlassüngsgründe zuzustim­
men. Daß der Kläger wiederholt gegen seine Arbeits­
pflichten verstoßen hat, steht außer Zweifel und muß 
auch von ihm eingeräumt werden. So hat er während 
seiner Freistellung von der Arbeit aus ärztlich angezeig­
ten Gründen dreimal die Bestimmungen der Kranken­
ordnung verletzt, indem er Konzerte gab und die Ausgeh­
zeit überschritt. Er hat weiter entgegen ihm erteilten 
Weisungen zweimal den für ihn festgelegten Theater­
dienst während der Vormittagsstunden aus nicht zu bil­
ligenden Gründen nicht wahrgenommen. Diese Diszi­
plinwidrigkeiten stellen sich als nicht unerhebliche 
schuldhaft begangene Arbeitspflichtverletzungen dar, 
denen energisch widersprochen werden muß und die es 
deshalb rechtfertigten, hiergegen mit disziplinarischen 
Mitteln einzuschreiten. Dennoch können §ie nicht als 
so schwerwiegend beurteilt werden, daß nur die frist­
lose Entlassung hätte zur Anwendung kommen müssen. 
Im gegebenen Fall bestand jedenfalls keine Verhältnis­
mäßigkeit zwischen der Schwere der Pflichtverletzun­
gen und den sich aus der fristlosen Entlassung für den 
Kläger ergebenden Konsequenzen.
Aus alledem ergibt sich, daß das Bezirksgericht mit 
der Aufhebung des kreisgerichtlichen Urteils und der 
Zurückverweisung des Streitfalls zur 'erneuten Ver­
handlung und Entscheidung an dieses Gericht das Ge­
setz verletzt hat (§ 51 Abs. 2 AGO). Es hätte vielmehr 
selbst über die Berechtigung des vom Verklagten ein­
gelegten Einspruchs (Berufung) befinden und diesen 
als unbegründet zurückweisen müssen, weil die Ent­
scheidung des Kreisgerichts mit dem Gesetz überein­
stimmt.
Auf den Kassationsantrag hin war deshalb die Gesetz­
lichkeit wiederherzustellen, indem das Urteil des Be­
zirksgerichts aufzuheben und im Wege der Selbstent­
scheidung der Einspruch (Berufung) des Verklagten als 
unbegründet zurückzuweisen war (§ 9 Abs. 2 AGO). Da­
mit erlangt das Urteil des Kreisgerichts Rechtskraft, mit 
dem zutreffend der Beschluß der Konfliktkommission 
aufgehoben und die fristlose Entlassung für unwirksam 
erklärt worden waren.

Hinweis
Die Medizinische Gesellschaft der DDR zum Studium der 
Lebensbedingungen und der Gesundheit veranstaltet vom 
21. bis 23. November 1974 in Berlin eine Tagung zum 
Thema:
Sexualverhalten und unsere gesellschaftliche Verantwortung
Diese Veranstaltung mit Medizinern verschiedener Fachrich­
tungen, Juristen, Psychologen, Pädagogen und anderen Ge­
sellschaftswissenschaftlern soll der Weiterentwicklung und 
Festigung der interdisziplinären Zusammenarbeit dienen. 
Einleitungsreferate werden u. a. folgende Themen be­
handeln:
— Gesellschaftliche und biologische Voraussetzungen des 

Sexualverhaltens
— Sozialistisches Moral- und Sexualverhalten
— Die Sexualität in der bürgerlichen Gesellschaft.
Zu folgenden Komplexen sind eine Reihe von Kurzreferaten 
vorgesehen:
— Entwicklung des Partnerbewußtseins
— Die Verantwortung gegenüber dem Kind
— Sexualerziehung im Elternhaus und in der Schule
— Sexualverhalten in den verschiedenen Altersklassen
— Sexuelles Fehlverhalten und seine Therapie.
Einladungen zu dieser Tagung sind auf Anforderung beim 
Sekretariat der Gesellschaft erhältlich. Interessenten wen­
den sich an jjrau Flick, Geschwulstklinik der Charite, 
104 Berlin, Schumannstr. 20/21.
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